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Bekanntmachung der 

1. Nachtra~shaushaltssatzunq der Gemeinde Jerxheim 

für das Haushaltsiahr 2003 

Auf Grund des 5 87 der Nieders. Gemeindeordnung hat der Gemeinderat der Gemeinde Jerxheim in 
seiner Sitzung am 09.09.2003 folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2003 
beschlossen: 

$ 4  

Mit dem 1. Nachtragshaushaltsplan werden 
§ I  

erhöht vermindert und damit der Gesamtbetrag des Haushaltsplanes 
um um gegenüber nunmehr 

bisher festgesetzt auf 
€ E E E 

A) im Verwaltunqshaushalt 

die Einnahmen 
die Ausgaben 

B) im Vermöqenshaushalt 

die Einnahmen 
die Ausgaben 

§ 2 
Kredite werden nicht veranschlagt. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

§ 4 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite aufgenommen werden dürfen, wird gegenüber dem 
bisherigen Höchstbetrag nicht verändert. 

§ 5 
Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert. 

§ 6 
wird nicht geändert. 

Jerxheim, den  09.09.2003 

gez. Thormann 

Bürgermeister 



Die vorstehende 1. Nachtrags-Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2003 wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

1 

, 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 

Der 1. Nachtrags-Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 

zur Einsichtnahme in Zimmer 8 der Samtgemeindeverwaltung in Jerxheim, 
Helmstedter Str. 17, öffentlich aus. 

Jerxheim, den f i  A O . J ~ J  

gez. Thormann 

Bürgermeister 

AB1.-Nr. 43 vom 17.1 0.2003 



183. Bekanntmachung der 

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde 
Büddenstedt 

für das Haushaltsjahr 2003 

Aufgrund der $9 40 und 84 E der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der z. Zt. geltenden 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Büddenstedt in seiner Sitzung am 30.09.03 folgende 
1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2003 beschlossen: 

Mit dem 1. Nachtragshaushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2003 werden 

erhöht um vermindert M und damit der Gesamtbetrag einschl. Nachtrag 
gegenüber bisher nunmehr festgesetzt auf 

im Verwaltungshaushalt 

die Emnahmen 
die Ausgaben 

im Vermögenshaushalt 

196.200,- EUR 
196.200,-- EUR 

die Einnahmen 108.800,-- EUR 
die Ausgaben 108.800,-- EUR 

7.95 1.300,-- EUR 8.147.500,-- EUR 
7.95 1.300,- EUR 8.147.500,-- EUR 

1.285.700,-- EUR 1.394.500,- EUR 
1.285.700,-- EUR 1.394.500,-- EUR 

Der bisherige Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen fir Investitionen und Investitionsfördeningsma13nahmen 
wird nicht verändert. 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird nicht geändert. 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2003 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird gegenüber dem bisherigen Höchstbetrag nicht verändert. 



$ 5  

Die Steuersätze für die Realsteuern werden fbr das Haushaltsjahr 2003 nicht geändert. 

Die bisherigen Festsetzungen bleiben unverändert. 

Büddenstedt, den 30.09.03 

Gemeinde Büddenstedt 

gez. Neddermeier 

Bürgermeister 



Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzwig fur das Haushaltsjahr 2003 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Eine Genehmigung ist nicht erforderlich. 
;, t 

Der ~ichtra~shaushalts~lan liegt gem. 86 Abs. 2 S. 3 NGO 

vom S-AO,  2003 bis 3.do.2m3 

und 

vom W. Ai-2003 bis O+ -.AR. 200.3 

zur Einsichtnahme im Dienstgebäude Rathausplatz 2a (Zimmer 1) öffentlich aus. 

Büddenstedt, AG. A0.2~03 

gez. Neddermeier 

Bürgermeister 

AB1.-Nr. 43 vom 17.10.2003 



184. Bekanntmachung der Änderung und Neufassung der Satzung des 
Wasserverbandes Vorsfelde und Umgebung 

Die Verbandsversammlung des Wasse~erbandes Vorsfelde und Umgebung hat am 
05.10.2003 die Änderung und gleichzeitig die Neufassung der Verbandssatzung beschlossen. 
Gem. § 58 des Wasserverbandsgesetzes vom 12.02.1991 (BGBI. I S. 405) wird die 
Verbandssatzung wie folgt geändert bzw. neugefasst: 

S a t z u n g  

d e s  

Wasser- und Bodenverbandes 

Wasserverband Vorsfelde und Umgebung (W) 

(Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung in der männlichen Sprachform ge- 
braucht werden, gelten auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform.) 



I n h a l t s v e r z e i c h n i s  

Name, Sitz, Verbandsgebiet 

Aufgabe 

Mitglieder 

Unternehmen, Plan 

Verbandsschau 

Organe 

Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

Aufgaben der Verbandsversammlung 

Sitzungen der Verbandsversammlung 

Beschließen in der Verbandsversammlung 

Zusammensetzung des Vorstandes 

Wahl des Vorstandes 

Amtszeit des Vorstandes 

Aufgaben des Vorstandes 

Sitzungen des Vorstandes 

Beschließen im Vorstand 

Geschäfte des Vorstehers und des Vorstandes 

Rechnungsprüfungsausschuß 

Geschäftsführer 

Dienstkräfte 

Gesetzliche Vertretung des Verbandes 

Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeld, Reisekosten 

Wirtschaftsplan 

Nichtplanmäßige Ausgaben 

Rechnungslegung und Prüfung 

Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung 

Verbandsbeiträge 

Maßstab der Verbandsbeiträge 

Hebung der Verbandsbeiträge 

Vorausleistung auf Verbandsbeiträge, Fälligkeit und Abrechnung 

Benutzung von Grundstücken für das Unternehmen 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Bekanntmachungen 

Aufsicht 

Zustimmung zu Geschäften 

Verschwiegenheitspflicht 

In krafttreten 

Mitgliederverzeichnis 



8 1 
Name, Sitz, Verbandsgeblet 

($5 I' 3,s W O )  

. 1  Der Verband führt den Namen : Wasserverband Vorsfdde und Umgebung (WW) 
(21 Er hat seinen Sitz in 38458 Velpke, Landkreis Helmstedt 
(3; Die Adresse der Geschäftsstelle lautet : Cad-Grete-Straße 35. 38448 Wolfsburg 
(4) Der Verband ht ein Wasser- und Bodsnverband im Sinne d e s  Wasserverbandsgesstzes vorn 12. 

Februar '6991 (Bundesgesetzblatt I S. 405) Zugleich findet das Niedersächsische Ausführungsge- 
setz zum Wasser~erbandsgesetz (Nds. AGWVG) in der jeweils gültigen Fassung Anwendung. 

(5) Der Verband dient dem dffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mitglieder. Er verwaltet sich 
im Rahmen der Gesetze selbst. 

43) Das Verbandsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet der im Mitgllederverzeichnis aufgeführten Ge- 
meinden. 

§ 2 
Aufgabe 
(9 2 W G )  

Der Verband hat die Aufgabe, für seine Mitglieder .. . .. 
(I) 1 :ink-, Brauch- und LBschwasser zu beschaffen, bereitzustellen und tu verteilen (Was~e~ersor-  

gung). 
(2) P5wasscar zu sammeln, fortzuleiten, zu behandeln und einzuleiten (Abwasserbeseitigung). Der 

Vnrband kann dis Abwasccrrbeseiqgungspflicht gern. 5 150 (1) NWG Obernehmen. 
(3) Art und Umfang der Verbandsaufgaben sind dem im Anhang aufgeführten Mitgliederverzeichnis 

zu sntnehmen. 

5 3 
Mitglieder 
(5 4 Q!JQG) 

(1) Mitglieder des Verbandes sind die irn Mitgliederverzeichnis (Anlage I zur Verbandcsatzung) auf- 
geführten Körpercchaften des effentlichen Rechts. 

(2) FUt die Mitglieder ist ein Verzeichnis zu führen, das der Verband auf dem laufenden halt. 

5 4  
Unternehmen, man 

(5 5 W O )  

(1) Der Verband hat zur Durchführung seiner Aufgaben insbesondere die notwendigen Betriebsanla- 
gen der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung herzustellen, zu betreiben und zu un- 
terhalten sowie die hierzu erforderlichen Grundstücke oder Rechte an Grundstücken zu eiwerben 
bzw. zu übernehmen, 

(2) Das Unternehmen ergibt sich aus den Bauentwürfen und deren Fortschreibungen N r  die Wasssr- 
Versorgung und die Abwasserbeseitigung, die beim Verband aufbewahrt werden. 

(3) Der Stand des durchgefuhrten Unternehmens ergibt sich aus Bestandsplänen, die beim Verband 
aufbewahrt werden. 

(1) Die Verbandsanlagen sind zu schauen. Bei der Schau ist der Zustand der Anlagen festzustellen, 
insbesondere cb sie ordnungsgemäß unterhalten und nicht unbefugt benutzt werden. 

(2) Schauführer ist der 'derbandsvorsteher. 
(3) Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder, die Aufsichtsbehörde und sonstige Beteiligte, 

insbesondere technische Fachbehörden mit einer zweiwöchigen Ladiingsfrist zur Verbandsschau 
ein. 

(4) Zu Beginn der Verbandsschau bestimmt der SchaufUhrc; drei Schaubeauftragte aus dem Kreise 
des Vorstandes. 



(5) Der Schauführer zeichnet den Verlauf und das Ergebriis der Schau in einer Niederschrift auf und 
gibt den Schaubeauftragten Gelegenheit zur Äußerunia. 

(6) Der Vorstand veranlaßt die Beseitigung festgestellter Mangel. 

§ 8 
Organe 

(8 48 W O )  

0-gane des Verbandes sind die Verbandsversamrnli~ng und der Vorstend. 

!4 7 
Zusammenrstxung der Verbsndrversammlung 

(50 13,48 W O )  

1) Die Mitglieder werden in der Verbandsversarnmlung durch einen von ihnen Beauftragten vertreten 
(Stimmvertreter). Daneben kann das Mitglied weitere Personen in die Hauptverbandsversamm- 
lung entsenden. Dieser Personenkreis ist auf die Stimmenanzahl des Mitgliedes begrenzt und hat 
kein Stimmrecht sowie keinen Anspruch auf Sitzungsgeld oder Fahrikostenersatz. 

(2) Jedes Mitglied hat Je angefangene 1.000 Kunden 1 Stimme. Maßgebend für die Zahl der Kunden 
ist die Summe der Anschlußnehmer im Trink- und Abwasserbereich (einschließlich Hausklär- und 
Sammelgruban) im ZustklndigkeitsbereicP der Mitgliedsgemeinden. 

(.:) Kein Mitglied hat mehr als zwei Fünftel aiier möglichen Stimmen der Verbandsversamrnlung. 
(4) Mitglieder mit mehreren Stimmen kdnnen ihr Stimmrecht nur einheitlich ausüben. 

5 8 
Aufgaben der Verbandsversammlung 

($5 47949 W G I  

Dia Verbandsversammlung hat foigende Aufgaben 
- Wahl und Abberufung der Vorstantsmitglieder sowie ihrer Stellvertreter, 
- Beschlußfassung Uber Änderunger der Satzung, des Unternehmens, des Plans oder der hufga- 

ben sowie über d k  Grundsdtze der Geschäftspolitik. 
- BesckluDfassung Ober dle Umge.jtaltung und die Auflosung des Verbandes, 

Festsetning des Wirtschaftsplerss sowie von Nachträgen, 
- Beschlußfassung Uber die Anwendungen der Allgemeinen Versorgungsbedingungen (AVB) und 

der Allgemeinen EntsorgungsSr3dingungen (AEB), 
- Einspruch gegen eine Zwangsiestsetning des Wirtschaftsplsnes, 

- Entlastung des Vorstandes, 
- Festsetzung von allgemeiner? Grundsätzen für Dienst- und Anstellungsverhlltiijsse und von Ver- 

gutungen fUr Vorstandsmitglir-::der und Mitglieder der Verbandsversamrnlung, 
- BeschluRfassung Uber Rechfsgeschafte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Verband, 
- Beratung des Vorstandes in ailen wichtigen Angelegenheiten, 

- ~Yahl eines verbandsinternel Prüfungsausschusses. 

§ Q 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

(5 48 

(1 ) Der Verbandsvorsteher beruft die Verbandsversemmlung nach Bedarf, jedoch mindestens einmal 
irn Jahr, mit sechswUchiger Frist ein und teilt die Tagesordnung mit. In Fällen besonderer Dring- 
llchkeit bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. 

(2) Der Vsrbaridsvorsteher I&dt zu den Sitzungen der Verbandsversammlung auch den Vorstand und 
die Aufsichtsbehörde ein 

(3) Dis Sitzungen der Verbaiidsversarnmlung sind nicht äffentlich. 
(4) Der Verbandsvorsteher oder bei Verhinderung sein Stellvertreter leitet die Sitzungen der Ver- 

bandsversammlung. 



(5) Der Verbendsvorsteher und die Vorstandsmitglieder haben in der Verbandsversarnmlung kein 
Stimmrecht, 

§ 90 
Beochlbßar! in der Vsrbandsversammlung 

: E .  1113,15,4WVQj)  
\ 

(1) Die Yerbandsversammlung bildet ihren Willen mit der einfachen Mehrheit der Stimmen der anwe- 
senden Mitgiieder. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. 

(2) Bsschlußfahigkeit besteht, wenn Oie anwesenden Mitglieder mindestens die Hälfte der Stimmen- 
zahl aller Mitglieder gern. Cj 7 auf sich vereinen. 

(3) Fehlt die Beschlußfthigkeit, kann e i l  neuer Sitzungstemh mit derselben Tagesordnung sowie 
der Maßgabe anberaumt wardan, da13 Beschlüsse ohne RLlcksicht auf die vertretenen Stimmen- 
zahlen gefaßt werden kUnnen. Hierauf ist in der Ladung hinzuweisen. 

(4) Gewahlt wird, wenn kein Mitgiied widerspricht, durch Zuruf oder Zeichen, sonst durch Stimmzeite). 
Auf Verlangen eines Mitgliedes ist geheim zu wahlen. 

(5) Uber die Sitzung ist eine Niederschrift mit den folgenden Angaben zu ferticen : 
- Ort und den Tag der Sitzung, 
- Namen des Varsitzenden und der anwesenden Mitglieder, 
- behandelte Gegenstände und die gestellte Anträge, 

- gefaßte Beschlüsse. 

- Ergebnisse von Wahlen. 
Die Niederschrift ist von dem VorsZeher, dem Stimrnvertretor eines Verbandsmitgliedes und dem Ge- 
schäftsführer zu unterzeichnen. 

5 11 
Zu%ammsnsetzung des Vorstandes 

(9 52 W G )  

(1) Der Vorstand besteht aus 11 siimmberechtiqten Persoiian. Die stimmberechtigte Persanenanzahl 
seM sich nach Mangabe der Niedsrsachsischen Gemeindeordnung (NGO) im Verhältnis der 
Stimmen der Verbandsveraamrnlung rusemrnen. Jedes Verbandsmitgiied, auf das nach vorste- 
hendem Modus kein stimmberechtigter Vwstandssitz entfdllt, ist mit beratender Stimme vertreten. 
Der Vorstandsvorsitzende ist Verbandsvorsteher. 

(2) Jedes Vorstandsmitglied hat einen persönlichen Stellvertreter. 
(3) Zwei Mitglieder des Vorstandes werden zum 1. urid 2. Stelfvertreter des Verbandsvorstehers ge- L 

wählt. 
(4) Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Sie können für die Wahrnehmung ihres Amtes 

eine Entschad igung erhalten. 

§ l 2  
Wahl des Vorstandet 

(H 52,w W G )  

(1) Die Vsrbandsversamnlung wlhlt die Mitglieder des Vorstandes und deren pers0nliche Stelfver- 
treter sowie den Vorstandsvsrsitzenden und dessen Stellvertreter. 

(2) Das Ergebnis der Wahl ist der AufsichtsbehCirde anzuzeigen. 
(3) Dia Verbandsversammlung kanr! ein Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit zwei Drittel 

Mehrheit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsid~tsbehi)rde anzuzeigen. Diese 
kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige unter Angabe der Grün- 
de widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht gegeben ist. Widerspricht die Auf- 
sichtsbshtkde, so ist die Abberufung unwirksam. 

§ 13 
AmtsxeiS des Vorstandes 

(9 53 M O )  

(1) Der Vorstand wird Mr eine Amtsperiode von 5 Jahren gewahlt. Das Amt des Vorstandes endet am 
31. Dezember, zum ersten Mai im Jahre 1996 ünd später alle 5 Jahre. 



(2) Nach Ablauf seiner Nahlperiode führt der Vorstand seine GeschPfte weiter, bis ein nauer Vor- 
stand gewählt ist. 

(3) Wenn ein Vorstandarnitglied vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, so ist für den Rest ds: 
Amtszeit nach 5 12 Ersatz zu wahlen. 

(4) Die ausscheidenden Witgliedsr bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder im Amt. 

s 14 
Aufgaben des Vorstandes 

(5 54 W O )  

Dem Vorstand obliegen alle Geschlfie, zu denen nicht durch Gesetz oder Satzung die Verbdndsver- 
sarnrnlung berufen ist. Er beschließt insbesondere Ober die ..... 

Aufstellung des Wirtschaftsplanes und seiner Nachtrage, 
- Aufnahme von Daiehen und Kassenkrediten, 
- Aufstellung sowie Feststellung der Vollst&lndigkeit und Richtigkeit dar Jahresrechnung, 
- Einstellung und Entlassung der DienstkrBfie, 

- Entscheidungen im F)echtsmittelverfahren, 
- Vergabe von Aufträgen und den Abschluß von Vertragen mit einem Wer? des Gegenstandes vori 

mehr als 25.000,QO € 

§ 15 
Sitzungen des Vorstandes 

(5 = 
i I ) Der Vorstendsvorstehär l ldt  die Vorstandsmitglieder und die Aufsichtsbehthde mit mindestens 

einwtichiger Frist schriftlich zu den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fallen 
bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. 

(2) Wer arn Erscheine-i verhindert ist, teilt dies unverzüglich seinem Stellwrtrater miL Zugleich ist der 
Verbandsvorstcher  der die GeschBftsstelle des Verbandes zu benachrichtigen. 

(3) Der Verbandsvorsteiier leitet die Sitzung. 

(4) Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht Offenflich. 
(5) Im Jahr ist mindestens eine Sitzung zu halten. 

§ 1s 
BeschlJeRen irn Vorstand 

(5 56 M G )  

(1) Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner anwesendep Mitglieder. 
Jedes Mitglied hat eine Stimme. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. 

i2) Der Vorstand ist beschiußfähig, wenn mindestens die HBlfte seiner Mitglieder anwesend und alle 
rechtzeitig geladen sind. 

(3) ist eine Angelegenheit wegen Beschlußunfähigkeit zurückgestellt worden und wird der Vorstand 
zur Behandlung desselben Gegenstandes erneut geladen, so is; er ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienenen beschlußf&hig, wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen worden ist. 

(4: Auf schrifllichem Wege errieste Beschlüsse sind gültig, wenn kein Vorstandsmitglied widerspricht. 
(-5) Die Beschlüssat sind in der Niederschrift festzuhalten. Dif:se ist vorn Vorsitzer und vom Ge- 

schäftsfUhrer zu unterschreiben. 

§ 17 
Geschtlfte des Vorstehers und des Vorstandes 

(55 M, 55 W O )  

(I j Dei Vorsteher fuhrt den Vorsitz irn Vorstand. Ihm akiegen alle GeschBRo im Rahmen des ße- 
schlusses dqr Verbandsversarnmlung über die Grundiätze der Geschäftspolitik. 

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche Sorgfalt anzu- 
wenden. Sir sind dem Verband insksondere dafirr verantwortlich, daR die Bestimmungen der 
Satzung eincehalten und die Beschlüsse der Verbandsversammlung ausgeführt werden. Ein Vor- 
standsmitglied, das seine Obliegenheiten vors&tzluch oder grob fahrlässig verletzt, ist dem Ver- 
band zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Der Schadsnsersatzanspruch 



verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von dem Schaden und der 
Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt. 

(1) Der Verband hat einen Rechnungsprüfungsausschuß, bestehend aus 3 Ausschußrnitgliedern 
sowie 3 persönlichen Stellvertretern. 

(2) Die Ausschußmitglieder und deren Stellvertreter werden durch die Verbandsversammlung ge- 
wghlt. 

(3) Die Verbandsversarnmlung kann ein Ausschußmilglied oder einen Stellvertreter aus wichtigem 
Grunde mit der Mehrheit von mei Dritteln der Stimmen abberufen. 

(4) Die Amtszeit des Rechnungsprüfungsausschusses beginnt und endet mit der Amtszeit des Vor- 
standes. 

(5) Nach Ablauf der Amtszeit nimmt der Ausschuß seine Aufgaben weiter wahr, bis ein oeuer Aus- 
schui3 gewahlt worden ist. 

(6) Wenn ein Ausschußrnitglied oder ein stellvertretendes Mitglied vor Ablauf der Amtmi t  ausschei- 
det, so, ist für den Rest der Amtszeit Ersatz zu wählen. 

(7) Aufgabe des Rechnungsprüfungsausschusses ist die Prüfung der Jahresrechnung, Kenntnis- 
nahme des Prüflwrichtes der Prüfstelle beim Wasservet-bandstag Hannover e. V. sowie des 
Steuer- und Wirtschaftsbesaters. Der Ausschuß kann eine geeignete Fachkraft hinzuziehen. 

(8) Der Varbandsvorsteher beruft den Rechnungsprüfungsausschuß nach Bedarf, mindestens jedoch 
einmal jahriich, mit mindestens einwtkhiger Frist zu Sitzungen ein. 

(9) Die Sitzungen sind nicht bffentlich. 
(10) Der RechnungsprüfungsausschuR berichtet der Verbandsversammlung über das Ergebrois der 

Prüfung und macht einen Vorschlag über die Entlastung des Vorstandes und des Gesct-iäf'tsfOh- 
rers. 

(1) Der Verband hat einen hauptamtlichen GeschäftsfSlhrer. 
(2) Der Geschlftcfuhrer ist zuständig für die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Zu diesen Ge- 

schäften gehdren die Aufgaben des Verwaltungsvollniges, soweit sie nicht von grundsätdicher 
& über den Einzelfall hinausgehender Bedeutung sind. sich in den Grenzen der Ublicherweise von 

einer Vsrbandsverwaltung zu erledigenden Aufgaben bewegen und keine besondere Behandlung 
oder Beurteilung erfordern. Dazu geboren ferner alle mehr oder minder regelmäßig wiederkehren- 
den Rechtsgeschafte und sonstige Vorgange, die bür den Verband sachlich und finanziell nicht 
von außergewöhnlicher Bedeutung sind. 

(1) Der Verband kann Beamte ernennen und Dienstkrafte beschäftigen. 
(2) Die Rechtsverh~ltnisse der Beamten bestimmen sich nach dem Nieders&chsischen Beamtenge- 

setz. 
(3) Der Vorstand ist oberste DienstbehQlrde und hdherer Dienstvorgesetzter für Beamte und Arbeit- 

nehmer. 
(4) Der Geschäftsführer ist Dienstvorgesetzter für  die Beamten und Arbeitnehmer. 
(5) Der Verbandsvorstehar ist Dienstvorgesetzter für den Geschäftsführer. 
(6) Entscheidungen nach dem Niederslchsischen Baarntengesetz trifft der Vorstand. 
(7) Ober die Einstellung. Eingruppierung und Entlassung vor1 Dienatkraften entscheidet der Vorstand. 



§ 21 
Geoetrliaha VertretungJ dem Verbandee 

(5 55 W G )  

(1) 2er VerSandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich. 
(2) -je; G e  ~häftsführer vertritt den Verband gerichtlich und außerge:ichtl~ch für den Bereich der lau- 

iuiden 'erwaltung. 
(3) Die Aufsichtsbehtirde erteilt den verlretungsbefugten Persanerl eine Bestätigung Ober die jeweili- 

ge Vertrfittungsbefugnis. 

(4) Erklänrn,qen, durch die der Verband verpflichtet werden soll bedQrfen der Schriftform. Sie sind 
nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall geltenden Regelur~gen von dem oder den Vertretungs- 
berecitigten zu unterzeichnen Wird fOr ein Geschaft oder für einen Kreis von Geschgften ein Be- 
volini$ atigter bestellt, so bedarf dle Vollmacht der Form des Satzes l ,  Ist eine Erklärung gegen- 
über drm Vorstand abzugeben, genügt es, wenn sie einerr Vorstandsmitglied oder einem vertre- 
tungsbf fugten Geschäftsführer gegenOber abgegeben wird 

a 22 
AufwandsentschPdlgungen, Sitzungsgeld, Raisekosten 

(5 52 WVG) 

(1) Soweit nic'd nach anderen Vorschriften Zahlungen erfolgan. erhalten ..... 
- der Verbat dsvorsteher und der 1. stellvertretende Verbandsvorsteher eine monatliche Aufwands- 

~3ntschadig Ing und einen Fahrtkostenersatz, 
- die Obrlgen Vorstandsmitglieder oder deren Ste1lvertre;ter Sitzungsgeld und Fahrtkostenersatz bei 

Wahrnehmung ihres Amtes, 
- die Beauftragten (Stimmführer) fUr die Verbandsve~sammlung Si!zungsgeld und Fahrtkostener- 

satz bei Wahrnehmung ihres Amtes, 
- die Mi:glledsr des Rechnungsprüfungsauaschussra oder deren Stellvertreter Sitzungsgeld und 

F,%hrtkostenersatr bei Wahrnehmung hres Amtes, 
- die Schwbeauftragten SitfungsgeM und Fahrtkwienersatz bei Wahrnehmung ihres Amtes, 
(2) Die HcMe der Aufwandssntschi3digung. des SiCzu?gsgeldes und des Fahrtkostenersatzes werden 

von der Verbandsversarnnlung festgesetzt. 
(3) Dis Hdhe der Festsetzungen unterliegt der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(1) Der Verband führt birtaehaftspläne, getrenn: nach Wasservenorgung und Abwasserbeseitigung, 
sowie fUr die AbwasseW~eseitigung getrennt lach den einzelnen Mitgliedern brw. Entsorgungsbe- 
reichen. FOr mehrere h'ltglieder ist auf dere * Antrag ein gemeinsamer Einzelplan der Abwasser- 
besaitigung zu führen. i l i r  die Beseitigung des Niederschlagswassers gelten die Satze 1 und 2 
sinngemäß. Bei der Aufisilung und Festset-~ng des Wirtschaftsplanes kann der für einzelne M t  
glieder aufgestellte Eirizelplan nicht gegen die Stimmen dieser Mitglieder feslgeseazt werden. 
ausgenommen, die Aufstellung des Wirtschahplanes ist zur satzungsgernät3en und gesetmäBi- 
gen Durchführung der Aufgaben des Verbandes erforderlich. 

(2) Das Wirtschaftsjahr (Rechnungsjahr) ist das k aleriderjahr. 
(3) Der Verband stellt filr jedes Rechnungsjahr dsn Wirtschafisplan und nach Bedarf Nachträge dazu 

auf. Die Aufstellung hilt so rechtzeitig zu erfAgen, da& der Wirtschaftsplan vor dem Beginn des 
Rschnungsjahrss und die Nach!rilge vor den; Ablauf des Rechnungsjahres von der Verbandwer- 
sammlung festgesetzt #erden ktinnen. 

(4) Der Wirtschaftsplan urd die Nachträge enthalten alle zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben 
des Verbandes lm kormenden Rechnungsjahr. Er ist die Grundlage für die Verwaltung aller Ein- 
nahmen und Ausgaben. 

(5) SBmtIiche Einnahmen des Verbandes dürfen, soweit sie keine andere Zw~kbe~tirT!mi~ng haben, 
nur verwandt werden, cim die Ausgaben w bestreiten und die Verbindlichkeiten abzudecken. 



§ 24 
Nlchtplanmaßi~e Ausgaben 

(5 65 wo, 
(1) Der Verbandsvorstt>her bowirkt Ausgaben. die im Wirtschaflsplan nicht oder noch nicht festgesetzt 

sin(i, wenn der Vert>and dazu verpflichtet ist oder ein Aufschub erhebliche Nachteile bringen wQr- 
de. Entsprechendes gilt für Anordnungen, durch die Verbindiichkerten des Verbandes entstehen 
können, ohca da13 allsreichende Mitte! irn Wirtschaftsplan vorgesehen sind. 

9) Der Verbandsvorsteher unterrichtet den Vorstand über die nach Abs. (I) bewirkter] Ausgaben 

(3) Der Vorstand unternimmt unverzüglich die Aufstellung eines Nachtrages zum Wirtschaftsplan und 
dessen Festsetzung diirch die Verbandsversamrnlung. 

§ 25 
Rechnungslegung und Prüfung 

(1) Der Vorstand steilt durch BeschluR irn eFsten Halbjahr des neuen Re~hnungs~ahres die Rechnung 
über alle Einnahmen ur\d Ausgaben des vergangsnen Rechnungsjahres gemtiß dem Wirtschafts- 
plan auf. 

(2) Der Verbandsvorsteher 18131 die Jahresrechßung und die zugehörigen Unterlagen von der durch 
die oberste Aufsichtsbehbrde bestimmten Prüfstelle prüfen. 

(3) Der Vsrbandsvorsleher 1äßt für die Bereiche, in denen privatrechtliche Entgelte erhoben werden, 
den kaufmännischen Abschlwß mit Bilanz und Erfolgsrechnung sowie die steuerfichen Nachweise 
von einem Steuer- und Wirtschaftsberater aufstellen, soweit diese Unterlagen nicht verbandsin- 
tern aufgestellt werden. 

(4) Der Verbandsvorsteher gibt dem RechnungsprüfungsausschuR die Jahresrechnung, den Prüfbe- 
riclit der Prüfstelle sowie dre Bilanz und Erfalgsrecnnung einschließlich der erforderlichen Unterla- 
gen zur Kenntnis und PrClfiing. 

(5) Über das Ergebnis der Prüfung berichtet der Rechnungsprüfungsausschuß der Verbandsver- 
sammlung 

§ 26 
Entiastung das Vorstandes und der GascA1BftsfUhrung 

(S 47 W O )  

Die Entlastung des Vorstandes und der Goschaftsführung wird durch die Verbandsversammiung be- 
schlossen. 

(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verband die Beitrage zu leisten, die zur Erfüllung seiner Auf- 
gaben und Verbind!ichkeiten und zu einer ordentlichen Wirtschaftspianfcihrung erforderlich sind. 

(2) Die Beiträge für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung werden getrennt erhoben 
und getrennt verwaltet. Beiträge bestehen in Geldleistungen (Gddbeitrage). 

(3) Der Verband arbeitet ohne GewinnarzielungsabsI~ht. 

5 28 
MaSaaab der Verbandsbeltrflge 

(9 30 

( 7 )  Die Beiträge der Verbandsrnitglieder bemessen sich nach dem Varteil, den die Mitglieder von den 
Aufgaben des Verbandes haben, sowie nach den Kosten, die der Verband auf sich nimmt, um ih- 
nen obliegende Leistungen tu  erbringen oder den von ihnen ausgehenden nachteiligen Einwir- 
kungen zu begegnen. Vorteile sind auch die Erleichterung einer Pflicht des Mitgliedes und die 
Möglichkeit, die Maanahmen des Verbandes zweckmaßig und wirtschaftlich zu nutzen (Vorteil- 
sprinzip). 



(2) Sowoit die direkte Zuordnung der anrechenbareil Kosten zu einern Mitglied, einem Kaikuiations- 
bereb* oder einer Aufgabe nicht rrti3glich ist (Allgemeinkosten), verteilt sich diese Beitragslarit 
nach folgendem Schema : 
1 D e Allgernsinkostsn der zentralen Verwaltung werden grundsätzlich irn Verhältnis der zum 

1 \,3; . I  2. des Wirtschaftsjahres varhandaren AnschluRnehmer auf die Trmkwsss~rversrrrgung 
und die Aowasserbeseitigung at!fgeteilt. 

2. Die Aligemeinkosten d e s  zentralen Abwasssrbetriebes werder! gmnds&tziich irn V~ihältnis 
der den Erhebungszeiträumen f& Gebdhren und Entgelte zugeordneten Abwassermengen 
auf *lie Kalkulationsbereiche der Abwasserbeseitigung aufgeteilt 

3 Abwsjchend zu Absatz 2 Punkt 1 wird die dortige Bemessungsgrundlage des Verb?ndsbei- 
trages fUr den Bereich der ..... 

- Entsorgungsgruppe OT Wolfsburg um 100 %, 
- Niedorschlagswasseranlagien im Trennsystem um 70 '36 sowie der 
- F::i<alschlammentsorgung i:m 75 % 

vernindert, da der Allgameinautwand hier nicht mit den übrigen Ver- ui'rd Entsargungsberei- 
chen vergleichbar ist. 

4. Abweichend zu Absatz 2 Punkt 2 gelten nachfolgende Ausnahmeregeiungan : 
- Da a-orr zentrale Abwasserbetrieb im Bereich der Entsorgungsgruppe OT Vb'dfsbur~ keine 

Aufsrtmn mehr wahrnimmt, wird die Bernessungsgrundlage des Verbandsbeitrsges hier um 
100 O/O vermindert. 

- De fQr die Nlederschlagswasseranlagen im Trannsystem keine uergleichbaire Bemessungs- 
gnindisge für den Verbandsbeitrag existierl wird davon ausgegangen, da& sich der gern. Ab- 
satt 2 Punkt 2 ermittelte Allgemeinaufwand für die irn salhn Entsorgungsbereich liegende~ 
Schmut.masseranlagen incf. Klärwerke bei gleictize~tiger Betrwung der Niedsrschlagswas- 
seranlagen um tu % erhoht. Der hieraus resultiarende kalkulatwischa Mehraufwand wird da- 
her als pauschaler Verbandsbeitrag für den betreffenden Ni&erschlagswaswrbsreich aus- 
gewiesen den Obrigen Entsargungsberaichen dcirch Nebenrechnung gutgsschriekn. 

- Zur Schaffung vergleichbarer Bemessungsgrundlagen wird für  die Fäkaiachlarnmentsorgung 
davo~  ausgegangen, das 1 m3 F~alschlamm 10 m5 Schmutzwasser leritsp-ichit. 

- Da die Entsorgungsgruppe Rühm über kein eigenes Kilrwerk verfügt,, wird der gern. Abszt;! 
2 Punkt 2 ermittelte Verbandsbitrag zur Vermeidung einer Doppelveranlagung um die bs- 
reit8 in den Einleitungskosten des Abwassewerbendes Wolf8burg eiithalteneri Personaiko- 
sten vermindert. 

(3) Die Beiträge fUr die den öffentlichen Einrichtungen der Mitglieder direkt zurechenbarer! Kosten, 
wie z. B. investitio~s- und Betriebskosten d e r  Zinsen, Tilgungen und Abschraibungen, werden 
getrennl nach tats4chiichem Aufwand berechnet. Zinsen und Tilgungen ergeben sich aus den ' 
beim Verband varlitsgenden Zins- und Tilgungsplänen. 

a 29 
Hebung der Verbandrbeltriigs 

($5 2% 31 W O )  

(1) Der Verband erhebt nach den Vorschriften das 9 28 Verbandsbeitrage durch Beitragsltpescheid 
(2) Der endgültige Bescheid über den Verbandsbeitrag ergeht auf Grundlage des Rechnungsergsb- 

raisses für den betreffenden Wlrtschaftsplan bmw. die darin aufgefghrten Kaikulationsbereiche. Der 
Verbandsbeitrag ist einen Monat nach Zugang des Bescheides Mllig. Vorausleistungen werden 
auf den Verbandsbeltrag angerechnet. 

(3) Wer seinen Beitrag nicht rachtzaltig leistet, hat einen ~umniszuschlag zu zahlen. Der SBumnis- 
zuschlag betragt 1 v.H. des rückständigen Beitrages filr jeden angefangenen Mond ab 6 Tagen 
nach Fälligkeitstag. 

(4) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden Unterlagen zu gewah- 
ren. 

(5) Die Erhebung der Verbandsbeiträge kann Stellen sußertialb des Verbandes Ubsrtragen werden. 
(6) Verbandsbsiträge sind dffentliche Abgaben. Die Forderungen des Verbandes k6nnan im Vc.wal- 

tungswege vollstreckt werden. 



Q 30 
Voraurlsirfungon auf VerbanGsbeiträ~e, Faoli~ksiit und Abrechnung 

(g 32 WVG) 

(I 1 Der Verband emebt ailf die nach Ahlsuf des W~rtscttaftsjahres endgültig festzusetzenden Ver- 
bandsbeitrdge Vora~sleistungen gsmiYß den Bestimmungen des 28 auf Grundlage car gelten- 
den 'NirtcchaftsplBna 

( L i  Die durch Bescheid erhobenen Voralisleif tungen werden einen Monzt nach Bekanntgabe des 
Bescheides fa!lig. Abf die Vorausleisturigon werden die direkt bei dem Verband eingehenden Ge- 
bohren und Entgelte angerechiiet 

§ 31 
Benutzung der Grund!!rtUck% für des Untmehmen 

Der Verband ist berechtigt, zur ErfOllung seinw Aufgaben Grundstücke der Mitgliedsgerneindeil, die 
öffentlichen Zwecken gewidmet sind, zu betreten und zu benutzen, soweit dies für die Durchführung 
des Unternehmens erforderlich ist. 

{I \ Für die Rechtsbehelfe ge!ten die sllgemelnen Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung. 
(2j Gegen den Beitragsbescheid kann jewells iilnerhalb eines Monats nach dessen Bekanntgabe der 

'Widerspr!~ch schrift1ic.i oder zur Niedoraclirifi in der GeschBftsstelle des \4erbandes eingelegt 
werden. Über ihn entscheidet der Vorstaiid 

(3) Wird dem Wiaenpnrch nicht abgeholfen, kann innerhalb eines Monats nach Zustellung des Wi- 
derspruchsbescheidss beim zustandigen Yarwialtungsgericht Klage erhoben werden. 

(4) Der WIderspnich gegen den Beitragsbsscteid hdlt die Zahlungsverpflichtung nicht auf. 

5 33 
Baka ~ntmechungen 

(I) Die Llfferitlichen Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen in der l)t-tlichen Tagespresse des 
Verbandsgebietes. 

(2) FOr die Bekanntmachung Ifingerer llrk~inden genügt die Bekanntmachung des Ortes, an dem 
Einblick in die Unterlagen genommen werden kann. 

$34 
Aufsicht 

(IP 7 ~ ~ 7 3  wvai 
(1) Der Verband steht unter der Hecbtsaufsicht des landkreises Heimstedt. 
(2) Die Aufslchtsbehörde kann sich auch d ~ r c h  Beauftragte Ober die A;igeiegenheiten des Verbandes 

unterrchten. Sie kann mdndliche und schriflliche Berichte verlangen, Akten und andero Unterla- 
gen anfordern, sowie an Ort und Stelle Pfüfungen und Besichtigungen vornehmen. 

(3) Die AuhichtsSehBrde ist unter Angabe der Tageswanung zu der: Sitwngen der Verbandsorgane 
einzuladen. ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu ertsllen 

iS 35 
Zustimmung zu EeercMfben 

(S 75 W O )  

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung dar Adsichtsbehörde zur. .,.. 
- unentgelt!ichen Veräunerung von Vermögen~tgsgenständen, 
- Aufnahme von Dariehen, die Ober 500.000,OC E hinausgehen, 
- Überriahme von ROrgschaftsn, zu Varpflichtu?gen aus Gewiihnrertri)gen und zur Bestellung von 

Sicherheittm sowie 
- zu Rwhtsgeschlften mit einen) Vorstandsmitglied einschließlich der Vereinbawng von Vergütun- 

gen, soweil sie über den Ersatz von Aufkendungen hinausgehen. 



(2) Die Zustimmung ist auch zu RechtsgeschClften erfordedich, die einem in Absatz 1 genannten Gs- 
schäft wirtschaftlich gleich kommen. 

(3) Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt eine allgemeine Zustimmung. Der Betrag wird auf 
1.5C0.000,QO E festgesetzt. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschafte Ausnakmen von den Absatzen 1 bis 3 allge- 
mein zulassen, 

(5) Die Zbstimmung gilt als Weilt. wenn sie nicht i~nerhalb eines Monats nach Eingang Ger Anzeige 
bei der Aufsichtsbehörde versagt wird. In begründeten Einzelfällen kann dle Aukichtsbehörde die 
Frist durch Zyhschenbescheid um einen Monat verlängern. 

(I) Die Mitglieder der Verbandsuersarnmlung, Varstandsmitglieder, SchaubsauRragte, Mitglieder des 
R~hnungsprLlfungsausschusses, der Geschaftsführer und die Dienstkräfls des Verbandes sind 
verpflichtet, ober alle ihnen bei der Durchführung ihrer Aufgaben bekanntwardenden Tatsachen 
und Rechtsverh$lltnisse Verschwiegenheit zu bewahren. 

(2) Ehrenamtlich Tltlge sind bei der Übernahme ihrer Aufgaben wr Verschwiegenheit besonders zu 
verpflichten. Die Verpflichtung ist aktenkundig m machen. 

(3) im übrigen bleiben die Voro;cRrifaen der Verwaltungsv~rfahrensgese~ der Lander über die Ver- 
schwiegenheitspflicht unberührt. 

(1) Die Verbandssatzung tritt arn Tage der (Iffentiichen Bekannhachung im Amtsblatt des Landkrei- 
ses Helmstedt in Kmft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Vsrbandssatrung vom 1. Januar 1996. zule+zt geandert durch die 1. Andie- 
rungssatzung vom 3. August 2002, a u h r  Kraft. 

Vorsfelde, irn Oktober 2m3 Per Verbandsworrtehar 
-- ..- ... -- - - __ - -- --- 

i 

Die Änderung und gleichzeitige Neufassung der Satzung des Wasse~erbandes Vorsfelde 
und Umgebung wurde von mir am 0 8.1 0.2003 genehmigt (Az. 16-721 1-21 -22126). 

Landkreis Helmstedt 
Der Landrat 
In Vertretung 

gez. Krüger 

Erster Kreisrat 



Samtgemeinde Brome 

'$$ 

Ahnebeck, Altendorf. Benitz, Bergfeld, 
schott, Ehra-Lessien, Hoitlingen, Karsewinkel, Parsau, Rühen, 
Tiddische. Tulau, Voitze, Wiswedel, Ziciwrie 

Wasserversorgung . Abwasserentsorgung - 
[ Samtgemeinde Barwedel, Jembke, Osloß, Tap- i 
j Boldecker Land /' penbeck, Weyhausen 

I Samtgerneinda Grastebei 

+ / Shdt glelmstedt 

- - -  

Ahrnstorf, Grasleben. Heidwinkei. Mafsntal. Queranhast, Rennau, 
Rottorf 

Barmke 1 

1 
Samtgemeinde Velpke 

I 

AB1.-Nr. 4 3  vom 17.1 0.2003 

Bahrdorf, Danndorf, Graßorst, Groß Shbeck, Groß Twilipstedt, 
Klein Sisbeck, Klein Twülpstedt, Mackendarf, Meinkot, Papenrode, 
Rickensdorf, Rümmer, Saalsdorf, Velpke, Volkmarsdorf, Wahrstedi 

1 Stadt Woltsburg 

I 
L-- 

Almke, Brackstedt, Hehlingen, ; 
Neindorf, Neuhaus, Nordsteim- i 
Ire. Reislingan, Yelstove, Vors- ; 
felde, Wendschott 
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185. Ausschüsse des Landkreises Helmstedt; 
 hier: Ausschuß für Bau und Planung 

 
Am Dienstag, dem 28.10.2003, findet um 15.00 Uhr in der Feuerwehrtechnischen Zentrale, 
Nordstraße 36, 38350 Helmstedt, eine Sitzung des Ausschusses für Bau und Planung statt. 

Treffpunkt: Verwaltung, Unterrichtsraum 1, Erdgeschoß 

Tagesordnung: 

1. Eröffnung der Sitzung 

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlußfähigkeit 

3. Feststellung der Tagesordnung 

4. Genehmigung der Niederschrift der 11. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Bau 
und Planung am 09.09.2003 

5. Einwohnerfragestunde 
von Einwohnerinnen und Einwohnern des Landkreises Helmstedt zu Beratungsgegens-
tänden der Sitzung oder zu anderen Angelegenheiten des Landkreises Helmstedt 

6. Erweiterungsbau der FTZ Helmstedt 

7. Mitteilung über vorgesehene Tiefbaumaßnahmen im Jahr 2004 
- mündlicher Bericht 

8. Anfragen und Mitteilungen 

Helmstedt, den 10.10.2003 

LANDKREIS HELMSTEDT 

Der Landrat 
 
gez. Kilian 
 
 
 

 ABl.-Nr. 43 vom 17.10.2003 
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186. Ausschüsse des Landkreises Helmstedt; 
 hier: Ausschuß für Wirtschaft und Fremdenverkehr 

 

Am Montag, dem 03.11.2003, findet um 09.00 Uhr im Großen Sitzungssaal des Landkrei-
ses Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt, eine Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft 
und Fremdenverkehr statt. 

Tagesordnung: 

1. Begrüßung und Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 

2. Feststellung der Tagesordnung 

3. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 23.06.2003 

4. Einwohnerfragestunde von Einwohnerinnen und Einwohnern des Landkreises Helm-
stedt zu Beratungsgegenständen der Sitzung oder zu anderen Angelegenheiten des 
Landkreises Helmstedt 

5. Sachstandsbericht: Aktion gegen Schwarzgastronomie und –hotellerie 

6. Herstellung des Messegeländes „Neue Breite Nord“ und der Durchführung der 8. Elm-
Lappwald-Messe 

7. Sachstandsbericht: Radwegekonzept 

8. Sachstandsbericht: Offenes Forum Tourismus 

9. Sachstandsbericht: Regionalmanagement 

10. Anfragen und Mitteilungen 

Helmstedt, den 13.10.2003 

LANDKREIS HELMSTEDT 

Der Landrat 
 
gez. Kilian 
 
 
 

 ABl.-Nr. 43 vom 17.10.2003 
 
 
 
Im Fall einer Ergänzung vorstehender Tagesordnungen kann jeweils die vollständige Ta-
gesordnung im Dienstgebäude des Landkreises Helmstedt, Südertor 6, Zimmer 208, einge-
sehen werden. 
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